Vertragsgestaltung: Gewerbliche GbR

Beurkundet am …

1.
Herr Andreas Online, geboren am …, wohnhaft …

2.
Herr Axel Software, geboren am …, wohnhaft …

Auf Ansuchen der Erschienenen beurkunde ich den bei gleichzeitiger Anwesenheit vor mir abgegebenen Erklärungen gemäß was folgt:

I. Allgemeines

Die Gesellschafter legen für diese Gesellschaft den in der Anlage zu dieser Urkunde niedergelegten Gesellschaftsvertrag fest.

Die Anlage wurde mitverlesen.

Sie ist wesentlicher Bestandteil und somit Inhalt und Gegenstand dieser Urkunde.

II. Kosten und Ausfertigungen

Die Kosten dieser Urkunde trägt die Gesellschaft.

Von dieser Urkunde erhalten:

die Gesellschafter je eine Ausfertigung;

das Finanzamt Rosenheim – Personengesellschaften – eine einfache Abschrift.

Samt Anlage vorgelesen vom Notar,

von den Beteiligten genehmigt

und eigenhändig unterschrieben wie folgt:

Anlage: Kooperationsvertrag

§ 1 Name, Sitz

Der Name der Gesellschaft lautet:

„Andreas Online und Axel Software Gesellschaft bürgerlichen Rechts“.
Sitz der Gesellschaft ist …

§ 2 Zweck der Gesellschaft

Zweck der Gesellschaft ist die Zusammenarbeit zur Vermarktung von Telekommunikationsprodukten.

§ 3 Dauer der Gesellschaft


1.
Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt.


2.
Die Kündigung der Gesellschaft kann mit einer Frist von einem halben Jahr zum darauf folgenden Jahresende erfolgen.

§ 4 Gesellschafter


1.
Gesellschafter der Gesellschaft bürgerlichen Rechts sind


a)
Herr Andreas Online
zu 50%


b)
Herr Axel Software
zu 50%.


2.
Die Gesellschaftsanteile sind unveränderlich, so dass sich der Anteil eines jeden Gesellschafters insbesondere nicht durch Gewinne oder Verluste, Einlagen oder Entnahmen verändert.

§ 5 Geschäftsführung und Vertretung


1.
Die Bestellung eines Geschäftsführers wird gesellschaftsvertraglich ausgeschlossen, so dass die Gesellschaft gem. § 709 Abs. 1 BGB nur durch die gemeinschaftliche Zustimmung aller Gesellschafter verpflichtet werden kann. Eine organschaftliche Vertretung ist damit ausgeschlossen.


2.
Nach den allgemeinen Vorschriften kann dritten Personen eine Vollmacht erteilt werden, durch die die Gesellschafter nur bis zur Höhe des Gesellschaftsvermögens verpflichtet werden können.

§ 6 Gesellschafterbeschlüsse

Beschlüsse der Gesellschaft werden nur einstimmig gefasst.

§ 7 Jahresabschluss

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgt nach den jeweils geltenden steuerlichen Vorschriften.

§ 8 Tätigkeitsvergütungen und Entnahmen

1.
Die Gesellschafter beziehen gleich hohe Tätigkeitsvergütungen, deren Höhe durch Gesellschafterbeschluss festgelegt wird.

2.
Auch über Entnahmen wird durch Gesellschafterbeschluss entschieden. Jeder Gesellschafter ist aber berechtigt, Steuern, die auf seine Beteiligung aus der Gesellschaft entstehen, aus dem Gesellschaftsvermögen zu entnehmen.

§ 9 Ausscheiden eines Gesellschafters

1.
Bei Kündigung der Gesellschaft sowie bei Ausschließung oder Insolvenz eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern ‑nach Ausscheiden des betroffenen Gesellschafters- von den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt.

2.
Besteht die Gesellschaft nur aus zwei Gesellschaftern und scheidet einer von ihnen aus oder scheiden gleichzeitig mehrere Gesellschafter aus, so dass nur ein Gesellschafter übrig bleibt, so steht dem verbleibenden Gesellschafter ein Übernahmerecht zu, das gegenüber dem ausscheidenden Gesellschafter durch rechtsgestaltende Willenserklärung auszuüben ist. Macht er von seinem Übernahmerecht Gebrauch, so wächst das Gesellschaftsvermögen dem Übernehmenden ohne Einzelübertragung an, der Ausscheidende ist abzufinden.

§ 10 Ausschließung


1.
Wird über das Vermögen eines Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet oder wird die Zwangsvollstreckung in sein Auseinandersetzungsguthaben oder ein sons​tiges Gesellschafterrecht betrieben, so können die übrigen Gesellschafter seinen Ausschluss beschließen, wenn ihnen die Fortsetzung der Gesellschaft aufgrund des Verhaltens dieses Gesellschafters nicht mehr zumutbar ist.


2.
Der Ausschluss wird mit der Bekanntgabe des Beschlusses, im Falle der Einzelzwangsvollstreckung jedoch erst einen Monat nach Bekanntgabe des Beschlusses wirksam, es sei denn, dass der betroffene Gesellschafter bis dahin die eingeleiteten Vollstreckungsmaßnahmen abgewendet hat.

§ 11 Abfindung


1.
Wenn ein Gesellschafter die Gesellschaft kündigt oder sonst gemäß § 9 oder § 10 dieses Vertrages ausscheidet, erhält er eine Abfindung, die von dem für die Gesellschaft tätigen Steuerberater als Schiedsgutachter gemäß § 317 BGB auf den Tag des Ausscheidens ermittelt wird.


2.
Als Abfindungsguthaben erhält der ausscheidende Gesellschafter einen seiner Be​teiligung an der Gesellschaft entsprechenden Anteil am Unternehmenswert, der nach den von der Finanzverwaltung für die Bewertung von Gesellschaftsanteilen angewandten vereinfachten Ertragswertverfahren gem. §§ 200 ff. BewG zu ermitteln ist.


3.
Im Falle des Ausschlusses eines Gesellschafters gem. § 10 des Gesellschaftsvertrages werden nur 50% des anteiligen Verkehrswertes als Abfindung entrichtet.


4.
Das Abfindungsguthaben ist in fünf gleichen, unmittelbar aufeinanderfolgenden Jahresraten auszuzahlen und mit jährlich 4% – vier vom Hundert – zu verzinsen. Sicherheitsleistung kann nicht gefordert werden.

§ 12 Abtretung und Belastung

1.
Zur Abtretung oder Belastung eines Gesellschaftsanteiles ist die Zustimmung aller übrigen Gesellschafter erforderlich.

2.
Jeder Gesellschafter ist jedoch berechtigt, Ehegatten oder Abkömmlingen Nießbrauchsrechte an dem Gesellschaftsanteil mit dem Recht zu bestellen, dass diese auch das Stimmrecht ausüben dürfen.

§ 13 Versterben eines Gesellschafters

1.
Bei dem Versterben eines Gesellschafters wird die Gesellschaft mit dessen Erben oder Vermächtnisnehmern fortgesetzt, sofern es sich um Mitgesellschafter, den Ehegatten oder leibliche Abkömmlinge der Gründungsgesellschafter handelt oder innerhalb eines Jahres seit dem Versterben des Gesellschafters der Gesellschaftsanteil auf eine nachfolgeberechtigte Person übertragen wird. Andernfalls wird die Gesellschaft mit den verbleibenden Gesellschaftern unter Ausscheiden des Verstorbenen fortgesetzt.

2.
Jeder Gesellschafter ist aber berechtigt, aufgrund der vorstehenden Bestimmungen nicht zur Gesellschafternachfolge zugelassenen Erben, Pflichtteilsberechtigten oder Vermächtnisnehmern den lebenslangen Nießbrauch an seinem Gesellschaftsanteil zuzuwenden, auch mit dem Recht der Stimmrechtsausübung.

3.
Die Anordnung der Dauertestamentsvollstreckung über den GbR-Anteil mit der Rechtsfolge, dass der Testamentsvollstrecker auch das Stimmrecht ausüben darf, ist bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres des nachrückenden Gesellschafters zulässig.

§ 14 Wettbewerbsverbot

1.
Jeder Gesellschafter ist berechtigt, auf eigene Rechnung beruflich tätig zu sein und seine bisherigen Tätigkeiten fortzuführen, auch soweit diese den Bereich der Vermarktung von Telekommunikationsprodukten betreffen.

2.
Nach dem Ausscheiden eines Gesellschafters aus der Gesellschaft darf er auf die Dauer von zwei Jahren nicht tätig sein für Kunden der Gesellschaft.

3.
Im übrigen besteht kein Wettbewerbsverbot.

§ 15 Salvatorische Klausel

1.
Soweit in diesem Gesellschaftsvertrag keine besondere Regelung getroffen ist, gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

2.
Die etwaige Nichtigkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit des Gesellschaftsvertrages im übrigen nicht. Die Beteiligten sind verpflichtet, an Stelle der unwirksamen Bestimmungen eine dem Vertragsgedanken entsprechende Neu​regelung zu treffen. Sofern eine Neuregelung nicht erfolgt, gelten die für die entsprechende Regelungslücke bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.
















